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Appenzell, 16. März 2023 
 
 
Bundesgesetz über den steuerlichen Abzug der Berufskosten von unselbständig 
Erwerbstätigen 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 21. Dezember 2022 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum 
Bundesgesetz über den steuerlichen Abzug der Berufskosten von unselbständig 
Erwerbstätigen zukommen lassen. 
 
Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft. Sie unterstützt die eingeschlagene 
Stossrichtung. Sie hegt aber Zweifel, ob die Lösung mit der vorgeschlagenen Pauschale und 
der Möglichkeit, die höheren effektiven Kosten gegebenenfalls geltend machen zu können, 
der richtige Ansatz ist. Unter Berücksichtigung der Heterogenität der Kantone bringt die 
Standeskommission folgenden Alternativvorschlag ein: 
 
Es soll sowohl im DBG als auch im StHG eine einkommensunabhängige, arbeitsformneut-
rale fixe Pauschale eingeführt werden. Diese deckt bis auf die nachfolgend aufgeführten 
Kosten alle Berufskosten ab. Effektive Kosten können nicht mehr zum Abzug gebracht wer-
den. Wegen der fehlenden Abzugsfähigkeit der effektiven Kosten ist aus verfassungsrechtli-
cher Sicht die Fixpauschale auf Gesetzesebene zu regeln. Das Ziel der Vereinfachung im 
System der Berufskostenabzüge wird mit diesem Vorschlag unterstützt.  
 
Für die Fahrtkosten sollen die bestehenden Regelungen sowohl auf Bundes- als auch auf 
Kantonsebene beibehalten werden. Damit können die unterschiedlichen Konstellationen und 
Bedürfnisse der Kantone (ländliche und urbane Kantone) und ihrer Steuerpflichtigen besser 
berücksichtigt werden. Ebenso sollen die effektiven Wohnkosten von Wochenaufenthalterin-
nen und -aufenthaltern weiterhin zum Abzug zugelassen werden. Bei dieser kleinen Perso-
nengruppe gäbe es beim Einbezug der Wohnkosten in die Fixpauschale eine nicht zu vertre-
tende Schlechterstellung. 
 
Die Höhe der Pauschale sollte mit der Ausklammerung der Fahrtkosten und der Wohnkosten 
bei Wochenaufenthalt tiefer angesetzt werden, als dies im erläuternden Bericht mit 
Fr. 5'800.-- vorgeschlagen wird. Die Kantone bleiben nach wie vor frei, die Höhe der Pau-
schale zu bestimmen. 
 
Der vorgeschlagene, alternative Lösungsansatz führt ebenfalls zu einer wesentlichen Verein-
fachung bei den Berufskostenabzügen. Ebenso lässt sich das Ziel der Arbeitsformneutralität 
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im Bereich der Verpflegungs- und der Homeofficekosten erreichen. Aufgrund der unter-
schiedlichen Verhältnisse in den Kantonen ist in Kauf zu nehmen, dass dieses Ziel bei den 
Fahrtkosten nicht erreicht wird. Dank der Ausklammerung der Fahrtkosten dürfte es aber für 
die meisten Kantone möglich sein, die Pauschale gleich hoch wie bei der Bundessteuer an-
zusetzen. Dies würde im Sinne der Harmonisierung zu einer zusätzlichen Vereinfachung füh-
ren. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 
 
Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der Ratschreiber: 
 
 
Markus Dörig 

 

Zur Kenntnis an: 
- Finanzdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse 2, 9050 Appenzell 
- Ständerat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
- Nationalrat Thomas Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch) 


